
Wahlprogramm  der  CSU  und
CDU  –  Politikwechsel  fürs
deutsche Kapital
Von Ener Zink, Januar 2025

Seit Monaten führt die Union mit weitem Abstand die Wahlumfragen an und
das Merz Ende Februar nicht gewinnt, scheint eigentlich kaum noch eine
Möglichkeit zu sein. In ihrem Wahlprogramm mit dem Titel „Politikwechsel
für  Deutschland“  bekommen  wir  einen  Ausblick  darauf,  was  wir
möglicherweise  in  den nächsten 4  Jahren von einer  CDU/CSU geführten
Regierung erwarten können. Damit ihr es nicht müsst, haben wir uns durch
das  Programm gequält  und  wollen  euch  in  diesem Artikel  Abschnitt  für
Abschnitt einen Überblick geben!

Die Unionsparteien sind sich einig: Deutschland steckt in einer tiefen Krise
und  es  brauch  einen  Richtungswechsel,  mit  dem  sie  grundlegend  für
Veränderung sorgen. Um das zu erreichen, wollen sie durch soziale Angriffe
auf die Lebenssituation von Arbeiter:innen, Jugendlichen und Unterdrückten,
wieder mehr für die Großunternehmer:innen herausschlagen und somit die
BRD auf der Weltbühne stärken. Begleitet wird das Ganze von rassistischer
Demagogie,  Abschiebewahn  und  Aufrüstungspolitik.  Das  werden  uns  im
Folgenden Stück für Stück anschauen.

1.“Ein  Land  auf  das  wir  wieder  Stolz  sein
können“
An erster Stelle wollen die Unionsparteien endlich wieder ein Deutschland
schaffen, auf das man stolz sein könne. Diesen Stolz und die Möglichkeit
einer  positiven  Identifikation  mit  diesem,  sehen  sie  in  einigen  Punkten
angekratzt. Einer ist die sich im Niedergang befindende Wirtschaft. Dafür
machen sie v.a. die Ampelregierung verantwortlich und blenden somit die 16
Jahre davor, in welchen sie regiert haben, völlig aus. Darüber hinaus sei die
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„gefährdete Sicherheit“ ein zentraler Aspekt, welcher sie in ihrem Ausleben
von deutschen Patriotismus behindere. Diese sehen sie in zweierlei Hinsicht
gefährdet, nach Außen durch eine mögliche kriegerische Auseinandersetzung
mit Blockrivalen Russland und im Inneren durch Gewalt auf den Straßen.
Worin sie deren Ursprung sehen und wie sie diese bekämpfen wollen, führen
sie in den folgenden Abschnitten aus.

Im Grunde ist diese Passage sehr viel nationalistischer Quatsch, die Union
stellt die BRD dabei in die Tradition einer „großen Erfolgsgeschichte“ welche
es nun weiter zu schreiben gelte. Man braucht sich nicht viel mit Geschichte
auseinanderzusetzen um zu merken, wie niederträchtig es ist,  die blutige
deutsche Vergangenheit als Erfolg darzustellen. Doch auch unabhängig von
den  deutschen  Verbrechen,  kann  der  Staat  in  einer  Klassengesellschaft,
immer nur der herrschenden Klasse dienen und ist somit kein tolles Ding auf
das wir Stolz sein sollten, sondern ein Werkzeug um unsere beschissene
Situation weiterhin aufrechtzuerhalten, damit sich die Reichen weiterhin die
Taschen vollstopfen können. Dieser Staat ist nicht unser Staat!

2. „für ein Land, das wieder Wohlstand für alle
schafft“
Als Antwort auf die Stagnation und der damit einhergehenden schlechten
Situation  der  BRD  im  Weltgespann,  will  die  Union  den  Wohlstand
Deutschlands  bzw.  eigentlich  genauer  gesagt,  den  Reichtum  der
Unternehmen und Großeigentümer:innen, sichern und noch weiter ausbauen.
So plant sie die Unternehmenssteuer deutlich zu senken und dafür zu sorgen
das zukünftig weniger Menschen den Spitzensteuersatz zahlen müssen. Um
das ganze zu finanzieren,  da sie  auch weiterhin an der Schuldenbremse
festhalten,  wollen  sie  unter  anderem  das  Bürger:innengeld  vollständig
abschaffen,  was sie  dann damit  begründen,  dass sich arbeiten ja  wieder
lohnen müsse. Wer Arbeitslos ist, soll dann zukünftig durch eine schnelle
verpflichtende  Vermittlung  vom  Arbeitsamt  wieder  in  das  Berufsleben
eingegliedert werden, was in der Praxis zur Annahme von schlecht bezahlten
Jobs mit  miserablen Arbeitsbedingungen führt.  Als  wäre das nicht  schon
genug, wird in Zeiten wo durch Inflation und Nullrunden, die Löhne immer



weiter sinken ebenfalls angedacht die Höchstarbeitszeiten zu ändern. Damit
wir  zukünftig  nicht  nur  gezwungen  sind  in  Niedriglohnjobs  zu  arbeiten,
sondern das ganze gleich auch noch bedeutend länger. Damit schwingt aber
auch gleichzeitig die Gefahr mit, dass wenn die Nachfrage nach Arbeitskraft
niedrig ist, wir schneller in Teilzeitarbeit gesteckt werden können.

Klimaschutz läuft dabei nur über gewisse wirtschaftliche Innovationen und
Investments  in  neue  Technologien,  sowie  den  Emissionshandel.  Darüber
hinaus  sollen  die  gerade  erst  vom  Netz  genommenen  Atomkraftwerke,
möglichst schnell wieder in Betrieb genommen werden. Während dessen tut
man alles nur erdenklich mögliche, um die Automobilbrache künstlich weiter
am Leben zu erhalten. Quasi aus Gewohnheit bekennt man sich dennoch
augenscheinlich zu den Pariser Klimazielen, mit dem bereits gefallenen 1,5
Grad Ziel, sind diese jedoch schon sicher gescheitert. Die spürbaren Folgen
dessen,  wie  Extremwetterereignisse,  wollen  sie  durch  verpflichtende
Elementarschädenversicherungen  abdecken,  wodurch  die  Verantwortung
weiter  auf  Individuen abgewälzt  wird.  Das Programm ist  klar:  Die  Krise
sollen wir, die Arbeiter:innenklasse zahlen.

Ehrlicher wäre: für ein Land das wieder Wohlstand für alle Kapitalist:innen
schafft.

3. „für ein Land, das frei und wieder sicher
ist“
Die  CDU  konstatiert,  dass  die  von  Scholz  2022  heraufbeschworene
„Zeitenwende“ nun politisch konsequent in die Praxis umzusetzen sei, dass
bedeutet  Aufrüstung nach  innen wie  außen,  im Interesse  des  deutschen
Kapitals und auf Kosten der Arbeiter:Innen. Diese geforderte Durchsetzung
von  „Recht  und  Ordnung“  im  Inneren,  hat  dabei  den  Zweck  jeglichen
Widerstand gegen die Angriffe auf die Arbeiter:innen und Jugendlichen zu
unterdrücken. Dafür sollen z.B. Jugendliche früher bestraft werden und die
Anwendung  des  Jugendstrafrecht  für  18  bis  21  jährige  nicht  mehr
stattfinden. Darüber hinaus soll die Anonymität im digitalen Raum insofern
möglich  vollständig  abgeschafft  werden  und  IP-Adresse  verpflichtend



speichern. Auch die Überwachung von Mobil- und Festnetztelefonen will die
Union  stärker  umsetzen.  Nicht  zu  vergessen,  dass  die  Cannabis-
Legalisierung ebenfalls ein Dorn im Auge der Unionsparteien ist, was bei
Rücknahme  dazu  führen  würde  dass  z.B.  wieder  etliche  Jugendliche
kriminalisiert  werden  würden.

Anknüpfend  an  die  Antisemitismusresolution  des  Bundestags,  sagt  die
CDU/CSU  dem  Islamismus  und  Antisemitismus  in  ihrem  Programm  den
„Kampf“ an. Dass ihnen der wirkliche Schutz von Jüd:innen egal ist, sollte
hierbei klar sein, diese Floskeln dienen eigentlich nur dazu Migrant:innen
und Geflüchtete  weiter  zu  kriminalisieren  und die  Repression  gegen die
Palästina-Solidaritätsbewegung zu verschärfen, da diese die Staatsräson und
somit die Interessen des deutschen Imperialismus, Israel bedingungslos zu
unterstützen, angreift. So reden sie anstatt über den mit dem Erstarken von
rechten Parteien zunehmenden Antisemitismus, vor allem über angeblichen
„zugewanderten“  und  linken  Antisemitismus.  So  soll  wer  das
„Existenzrechts“  Israels  leugnet  nach  dem  Volksverhetzungsparagraph
bestraft  werden  oder  bei  migr ierten  Menschen,  g le ich  die
Staatsbürger:innenschaft oder der Aufenthaltstitel entzogen werden.

Doch  die  sozialen  Angriffe  auf  uns,  und  der  Autoritarismus  um  diese
durchzusetzen,  bilden  nur  einen  Teil  den  die  CDU/CSU  vorschlägt  um
Deutschland in der internationalen Konkurrenz zu stärken. Die andere Seite
stellt die massive Aufrüstung nach Außen dar, um in der immer häufiger mit
Waffen ausgetragenen Neuaufteilung der Welt zwischen den Imperialisten
auch noch ein Wörtchen mitreden zu können. Anstelle von einem Prozent des
BIPs (Bruttoinlandsprodukt)  sollen in  Zukunft  mindestens 2 bis  hin zu 3
Prozent direkt an die Bundeswehr gehen. Zudem spricht man sich für die
Stationierung US-Amerikanischer Mittelstreckenraketen in Deutschland aus
und kündigt uns Jugendlichen an, dass wir wieder gezwungen werden sollen,
„für das deutsche Vaterland“ zu dienen,  durch die Wiedereinsetzung der
Wehrpflicht.  Der sogenannte „Operationsplan Deutschland“ wird voll  und
ganz unterstützt  und soll  auch unter ihnen freudig in die Tat umgesetzt
werden.

Im Kapitel „Stopp illegaler Migration“ legt die Union dar, dass für sie die

https://onesolutionrevolution.de/der-plan-fuer-den-grossen-krieg-operationsplan-deutschland/


GEAS Reform, welche das Asylrecht in der EU schon de-facto angeschafft
hat, noch nicht weit genug geht und nun formal nahezu vollständig beendet
werden soll. So werden jegliche freiwillige Asylprogramme abgeschafft und
„sichere“ Drittstaaten- und „Rückführungs“-Abkommen ausgeweitet, wobei
die Anforderungen an diese erst stark herabgesetzt wurden und in keiner
Weise  wirklich Sicherheit  verkörpern.  Alle  Menschen die  in  Europa Asyl
beantragt  sollen  in  einen  „sicheren“  Drittstaat  deportiert  werden.  Man
bekennt sich erneut zum rassistischen Dublin-Abkommen und möchte dieses
rigoroser  in  die  Tat  umsetzen.  Damit  Migrant:innen  und  geflüchtete
Personen, sich gegen diese Maßnahmen nicht wehren können, wollen sie den
Lebensstandart, nach dem „Bett-Brot-Seife“-Prinzip, so niedrig wie möglich
halten.  Die  einzige  Form von  Migration  die  sie  in  Zukunft  noch  dulden
wollen,  ist  das  Anwerben  möglichst  billiger  Facharbeiter:innen  aus  dem
Ausland. Um die geplanten massenhaften „Rückführungen“ sicherzustellen
und  den  weiteren  Ausbau  des  „Schutzes“  der  deutschen  und  EU-
Außengrenzen,  soll  die  Bundespolizei  mit  neuen  Befugnissen  und
Technologie ausgerüstet werden unter anderem mit Drohnen. Mit Sicherheit
hat diese rassistische Abschottungspolitik wenig zu tun.

4. „für ein Land, das wieder zusammenhält“
Ein unter den Vorzeichen der letzten Punkte „geeintes“ Land braucht laut
der  Union  v.a.  eines:  „Leitkultur“.  Diese  entspricht  im wesentlichen  der
reaktionären konservativen Ideologie beider Unionsparteien, gespränkelt mit
einzelnen Lippenbekenntnissen zur Förderung von „Kultur“ und Sport. Ein
Hauptaugenmerk jedoch fällt dabei auf den „Schutz der Familie“, welcher
nichts anderes ist als eine massive Welle an Rollbacks gegen Rechte von
Frauen,  LGBTI+  Personen  und  Jugendlichen.  So  soll  z.B.  das  erst  im
November  in  Kraft  getretenen  Selbstbestimmungsgesetz  wieder
zurückgenommen werden, da es den Jugendschutz und das Sorgerecht der
Eltern untergraben würde. An Paragraphen 218, also der Kriminalisierung
von Schwangerschaftsabbrüchen,  wollen beiden Parteien jedoch dringend
festhalten. Diese Politik der Union führt dazu, dass immer mehr Sorge- und
Carearbeit durch die Krise in die private Sphäre gedrängt wird und somit die
Belastung  von  Frauen  verstärkt  wird  und  Abhängigkeitsverhältnisse



anwachsen,  was  sie  somit  einem  erhöhten  Risiko  patriarchaler  Gewalt
aussetzt. Auch Queers und Jugendliche müssen so mit einer Verschärfung
ihrer Unterdrückung rechnen.

Was macht die CDU jetzt damit?
Während sie klar die Nase gegenüber allen anderen Parteien vorne haben,
verkündeten sie auf der Pressekonferenz zum Wahlprogramm, dass sie nicht
für politische Zusammenarbeit mit den Grünen sind und bezeichneten die
SPD-Politik unter Scholz als schlichtweg peinlich. Auch eine Zusammenarbeit
mit der AfD schlossen sie dort aus, da sich deren Absicht des Austritts aus
EU,  Euro  und  NATO  nicht  mit  den  eigenen  Plänen  für  den  deutschen
Imperialismus vereinbaren ließen.

Relevant zu betrachten ist jedoch, dass die AfD selbst immer weniger den
Fokus auf eine Anti-EU, Anti-NATO Politik setzen, vor allem im Vergleich zu
vor  10  Jahren.  Das  lässt  eine  schwarz-blaue  Koalition,  eventuelle  doch
wahrscheinlicher  als  Gedacht  wirken.  Vor  allem  nachdem  sich  nun
abzeichnet, dass die Union mit Stimmen der AfD eine Abschiebeverschärfung
schon vor den Wahlen durch den Bundestag bringen will. Ähnliches haben
wir schon in Österreich gesehen, wo die Christ-Demokrat:innen vor der Wahl
sich  gegen  eine  Zusammenarbeit  mit  der  rechtspopulistischen  FPÖ
ausgesprochen hat und jetzt auf dem besten Weg hin zur Regierungskoalition
sind.  Schaut  man  sich  das  Programm abschließend  an,  merkt  man  das
inhaltlich auch gar nicht so viel Differenz zur AfD besteht, die Rhetorik ist
zwar weniger rabiat und die Forderungen insgesamt weniger zugespitzt aber
Grundton:  Mehr  Abschiebung,  Bundeswehr  und  Polizei,  weniger
Sozialleistung und Umverteilung von unten nach oben, sowie eine Politik im
Sinne  „deutscher  Werte“  ist  derselbe.  Wo  nichts  „links,  woke  oder
gegendert“  ist  um  es  mit  Söders  Worten  zu  sagen.

Doch was braucht es jetzt?
Zusammengefasst lässt sich aufjedenfall sagen: Wir als Jugendliche haben
mit dem Programm der CDU nichts zu gewinnen! Darüber hinaus zeigen uns
ihre politische Perspektiven, dass der Kampf gegen Rechtsruck und Krise



nicht nur einer gegen die AfD sein kann. Wir können uns bei diesem auch
nicht auf ein Parteiverbot oder die „Einheit der Demokrat:innen“ verlassen,
wir  sehen  doch  vor  unseren  Augen  wie  die  Brandmauer  immer  weiter
bröckelt.

Es  braucht  viel  mehr  einen  Zusammenschluss  aller  Organisationen  der
Arbeiter:innen und Unterdrückten, welche nicht nur in moralischen Appellen
sondern durch konkreten Kampf gegen Rassismus, soziale Angriffe und für
soziale Verbesserung die Auseinandersetzung gegen den Rechtsruck führt.
„Taktisches Wählen“ wird uns nicht vor rechter Politik bewahren, es braucht
eine solche Bewegung welche sich an Schulen, Unis und Betreiben verankert,
um den Kampf voranzutreiben und letztendlich auch zu gewinnen! Wenn du
auch  diesen  Schritt  gehen  willst,  dann  schreib  uns  an  und  lass  uns
gemeinsam den Kampf gegen Rechtsruck und Krise führen – in der Schule
und auf der Straße!

Die  Ampel  ist  aus.  Was  muss
jetzt von Links kommen?
von Dilara Lorin, November 2024

Am  Abend  des  6.  November  2024  wird  Christian  Linder  Deutschlands
bekanntester  Arbeitsloser.  Für  Olaf  Scholz  sei  dessen  Rauswurf  als
Finanzminister notwendig, um Schaden von Deutschland abzuwenden und
das Land nicht in Chaos versinken zu lassen. Dabei kommt dieser Schritt für
viele  unerwartet,  andere  sind  erfreut  und  wieder  andere  erhoffen  sich
dadurch einen Aufschwung der eigenen Politik. International gesehen wird
Deutschlands Handlungsfähigkeit dadurch vermehrt in Frage gestellt, was
vor  allem die  EU verunsichert.  Am Donnerstag  danach,  haben  viele  EU
Abgeordnete Deutschland zur schnellen „Einigung“ aufgerufen. Vor allem
nach dem Wahlsieg Trumps schnürt sich die US-Schlinge um die EU immer
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weiter zu.

Warum ist sie zerbrochen?
Dass sich die Ampelparteien seit ihrer ersten Zusammenkunft nicht einig
sind,  ist  nichts  neues.  Die  Chronologie  der  Streitigkeiten  ist  lang:
Heizungsgesetz,  Investitionsfonds,  Kindergrundsicherung,  Bürgergeld  und
schließlich die Frage des Haushalts. Vor allem in der letzten Zeit wurden die
Differenzen  immer  öfter  auch  öffentlich  ausgetragen:  So  veröffentlicht
Lindner  an  den Kolleg:innen vorbei  ein  18-seitiges  Papier  für  eine  ganz
andere Wirtschaftspolitik,  als  der  Koalitionsvertrag vorsieht.  Scholz  nutzt
seine Rede als Wahlkampfauftakt und nennt 4 Punkte, damit das Land nicht
in Chaos versinke: 1. Deckelung der Netzentgelte für „unsere“ Unternehmen;
2. Sicherung der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie und bei Zulieferern;
3.  Investitionsprämien  sowie  steuerliche  Abschreibemöglichkeiten  für
Unternehmen; 4. Unterstützung der Ukraine unabhängig von den USA. Alle 4
Punkte haben eins gemeinsam: keine sozialen Forderungen oder Ansätze, wie
der  Arbeiter:innenklassen  in  der  aktuellen  Wirtschaftskrisen  geholfen
werden kann, sondern nur staatliche Subventionen und Möglichkeiten wie
Unternehmen gerettet werden können. Vergleicht man dann die Reden von
SPD, Grünen und FDP von den letzten Tagen wird sehr schnell deutlich, wo
die Unterschiede liegen: Wie stehen sie zur Schuldenbremse?
Diese müsse aufgehoben werden, um durch Erhöhung der Staatsschulden die
Mittel  für  mehr  Wirtschaftsförderung,  weitere  Aufrüstung  und
Waffenlieferungen bereitstellen zu können und gleichzeitig auch über Mittel
für  die  soziale  Abfederung  der  Rezession  und  der  massiven
Umstrukturierung der Unternehmen zu verfügen. Die Krise der bürgerlichen
Parteienlandschaft  wird  durch  das  Ampel-Aus  unmissverständlich
offengelegt. Dabei dreht es sich, angesichts der schlechten wirtschaftlichen
Situation in Deutschland vor allem darum, wer die Kosten zahlen soll und
wofür Schulden überhaupt aufgenommen werden sollen.
Dass  die  Ampel  selbst  Opfer  der  Zeitenwende  geworden  ist,  hätte  sich
wahrscheinlich Olaf Scholz auch nicht gedacht, als er das Wort etablierte.
Aber zwischen Kriegen und Krisen, der Inflation und Rezession lässt sich
selbst  Spuren  von  sozialer  Politik  schwer  umsetzen.  Vor  allem  die



wirtschaftliche  Entwicklung  seit  der  Finanzkrise  2007/2008  macht  die
Verteilungskrise sowie die Abgründe des kapitalistischen Systems deutlich.
Zusätzlich dazu verschärften die Corona Pandemie sowie der Ukraine Krieg
die Lage des deutschen Imperialismus, welches in Folge der Blockbildung
sich  immer  mehr  dem  US-Imperialismus  unterordnet.  Dies  sowie  der
internationale  Rechtsruck  verschärft  auch  die  Fraktionierung  der
Bourgeoisie.  Mit  dem  Wahlsieg  Trumps  steht  auch  die  transatlantische
Ausrichtung der BRD und EU in Frage. Dadurch steht das deutsche Kapital
letztendlich vor unauflösbaren Aufgaben: Auf der einen Seite gibt es Ansätze
als  Juniorpartner  der  USA,  auf  der  anderen  Seite  ist  das  Manövrieren
zwischen  USA  und  China  nicht  mehr  gangbar,  was  eine  Klärung  der
außenpolitischen  Ausrichtung  unabdingbar  macht.  Diese  Uneinigkeit  der
deutschen  Bourgeoisie  durchzog  als  Konflikt  auch  die  Ampelregierung.
Schlussendlich wird die kommende Zeit vom Überlebenskampf des deutschen
Kapitals geprägt sein, in der 2. Reihe des Imperialismus zu bleiben.

Was wird jetzt passieren?
Nach  tagelangem  Ringen  konnte  man  sich  nun  zumindest  auf  einen
Wahltermin Ende Februar einigen. Die neuesten Umfragen ergeben, dass
allen voran die CDU/CSU gut dastehen, sodass alle Merz schon als sicheren
nächsten  Kanzler  handeln.  Die  Union  bereite  sich  schon  seit  mehreren
Wochen auf vorgezogene Wahlen vor. Und die ersten Unternehmerverbände,
wie  der  Außenhandelsverband  BGA  oder  der  Verband  der  Chemischen
Industrie, stimmten sogleich in Merz’ Forderung nach schnellen Neuwahlen
ein. Nicht fehlen im Chor darf natürlich Wagenknecht: Schließlich stellt sich
in  Brandenburg  sowie  Sachsen  die  Regierungsfrage  für  das  BSW  und
Koalitionsverhandlungen  lassen  sich  wesentlich  besser  führen,  wenn  die
Kraft im Bundestag auch stärker vertreten ist. Massiv, wenn nicht sogar am
meisten  profitieren  wird  die  AfD.  Am  schlechtesten  ist  die  Linkspartei
aufgestellt, bei der die Organisationsstrukturen aktuell am meisten am Boden
liegt:  Abspaltung des BSW, viele hochrangige Austritte,  gleichzeitig auch
viele Eintritte an der Basis. Vielleicht hätte sie sich bis zur Bundestagswahl
im September sich noch aufrappeln können, aber vorgezogene Neuwahlen
machen an der Stelle ein vorzeitiges Aus für sie nur noch schwer abwendbar.



Antworten auf die Wirtschafskrise oder die Kriege? Dafür muss man tief
rumwühlen: Jan von Aken Auftritt in der Ukraine hat mehr Fragezeichen als
Klarheit geschaffen und Heidi Reichinnek verliert lieber kein Wort bezüglich
des Genozids an der Palästinenser:innen. Ob noch die gestartete Offensive
auf  Social  Media  und  die  Dynamik  um  Studis  gegen  Rechts  und  den
Haustürwahlkämpfen die Rettung bringt,  wird sich zeigen. Die 9 Monate
weniger Zeit sind für sie aber, wie für viele andere kleinen Parteien, definitiv
eine Katastrophe.

Wie  müssen  wir  auf  das  Ampel-Aus
antworten?
Eins  ist  sicher:  Die  aktuellen  Krisen  in  Deutschland  erfordern  klare
Antworten.  Weder  die  Wirtschaftskrise,  die  Inflation  noch  die  daraus
resultierenden Massenentlassungen lassen sich durch Bitten oder Appelle
lösen. Bei der nächsten Wahl und Regierungsbildung in Deutschland wird
sich entscheiden, welche der Kapitalfraktionen gewinnen wird. Dabei ist klar:
Die Soziale- sowie Bildungskrise werden sich massiv verschärfen, ob mit oder
ohne  Abfederungspolitik  seitens  der  SPD  und  Grünen.  Eine  verstärkte
Militarisierung wird uns erwarten, in welchen nicht nur Milliarden Gelder in
die  Bundeswehr  gesteckt  werden,  sondern  diese  immer  mehr  Richtung
Wehrpflicht rückt. Das ist auch die Antwort des deutschen Imperialismus die
ökonomische Schwäche durch militärische Stärke auszugleichen.

Deswegen dürfen wir nicht passiv warten bis eine neue Regierung gewählt
wird, sondern müssen aktiv gegen Krieg und Krise kämpfen! Wir zahlen diese
nicht, Schluss mit Sozialpartner:inneschaft, gegen Massenentlassungen und
Schuldenbremse!  Um diese  Angriffe  erfolgreich  abzuwehren,  braucht  es
einen  Bruch  vor  allem  der  Gewerkschaften  mit  der  Politik  der
Klassenkollaboration. Wir brauchen eine Aktionskonferenz gegen die Krise,
bei der die Linke in Deutschland diskutiert, mit welchen Forderungen sie
einen Ausweg aus der aktuellen Misere aufzeigen kann. Und wir brauchen
eine  Diskussion  darüber,  welche  Art  Partei,  welches  Programm,  welche
Politik wir gegen Rechtsruck und Krise brauchen. Der Zusammenbruch der



Ampel, der Niedergang der SPD und der Linkspartei verdeutlichen, dass wir
nicht  nur organisierten Massenwiderstand aufbauen müssen.  Wir  müssen
zugleich für eine revolutionäre Alternative zum Reformismus, für den Aufbau
eine revolutionären Arbeiter:innenpartei kämpfen.

Und  wie  sollten  wir  zur  Wahl  selbst
stehen?
In Zeiten, in denen die revolutionäre Linke schwach ist und es noch keine
revolutionäre Partei gibt, müssen wir taktisch zur Wahl stehen. Die kritische
Wahlunterstützung  ist  dabei  ein  Konzept,  welches  dem  „Wählen  des
kleineren Übels“  entgegengestellt  ist.  Während es bei  zweiterem um die
Hoffnung geht, den Rechtsruck damit zumindest etwas zu verlangsamen und
seine allerschlimmsten Auswüchse abzuwehren, während man eigentlich den
Status Quo verteidigt, verfolgt die kritische Wahlunterstützung einen Ansatz,
der eine revolutionäre Perspektive aus der Schwäche öffnen soll. Es geht
dabei darum, Parteien zu wählen, welche noch eine Verankerung innerhalb
der  Avantgarde  der  Arbeiter:innenklasse  besitzen,  aber  mit  einem
reformistischen  Programm,  so  wie  eben  die  Linkspartei.  Es  geht  dabei
darum, sie in der Wahl kritisch zu begleiten, sie unter Druck zu setzen, aber
es kann auch eine Linke insgesamt und den linken Flügel innerhalb dieser
Partei  stärken.  Letztendlich  sagen  wir:  Wir  unterstützten  die  richtigen
Forderungen der Linkspartei nach höheren Löhnen und offenen Grenzen,
werden aber als Kommunist:innnen im gemeinsamen Kampf aufzeigen, dass
diese  nicht  auf  parlamentarischen  Wege  und  nur  eingebettet  in  ein
revolutionäres  Programm  durchgesetzt  werden  kann.  Die  Basis  und
Wähler:innen dieser reformistischen Parteien müssen wir dazu auffordern,
ihre Führung auf die Probe zu stellen und von ihnen einen tatsächlichen
Kampf für ihre Forderungen einzufordern. An seinen Versprechen muss der
Reformismus zerbrechen und wenn die revolutionäre Linke selbstbewusst
und  überzeugend  vorgeht,  kann  das  die  Chance  zu  einer  massenhaften
Gewinnung für den Prozess zu einer revolutionären Partei sein!

Denn  uns  sollte  klar  sein:  Letztendlich  ist  der  Kapitalismus  die



Grundlage von Krisen, Kriegen, Ausbeutung und Unterdrückung und
lässt sich weder wegreformieren noch abwählen.

Die  Brandmauer  bröckelt  im
Osten.  Aber  stand  sie  je
wirklich?
von Gale Annum, Juni 2024

„Ich wünsche mir so sehr einen Bürgerkrieg und Millionen Tote. Frauen,
Kinder. Mir egal.  Es wäre so schön. Ich will  auf Leichen pissen und auf
Gräbern tanzen. SIEG HEIL!“ – Marcel Grauf, rechtsextremer Aktivist und
ehemaliger AfD-Mitarbeiter.

Von  moderateren  Aufrufen  zur  Diskriminierung,  über  euphemistisch
formulierte Vernichtungsfantasien bis hin zu offener Volksverhetzung und
rassistischen Gewaltaufrufen macht die AfD allen klar, was sie wirklich will.

Selbst den bürgerlichen Parteien Deutschlands ist aufgefallen, dass wir ein
Problem haben. CDU/CSU, FDP und Grüne haben erkannt, dass die AfD keine
Kleinpartei  aus  eurokritischen  Rechtspopulist:innen  und  verschrobenen
Schwurbler:innen  mehr  ist.

Sie ist zu einer ernstzunehmenden politischen Kraft geworden, in der selbst
die etablierten Parteien eine Gefahr für „unsere“ liberale Demokratie sehen –
Rechtsextreme, mit denen keine Zusammenarbeit vertretbar sei.

Die CDU: Aufrechte Antifaschist:innen?
So errichteten sie eine „Brandmauer“ gegen die aufzüngelnden Flammen des
Faschismus.  Ein  politisches  Bollwerk  gegen  den  Rassismus  und  das
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antidemokratische Gedankengut, das sich von außen in die hohen Hallen der
Entscheidungsträger:innen eingeschlichen hatte.

Schon 2018 beschloss die CDU auf ihrem Parteitag, dass „jegliche Formen
der  Zusammenarbeit“  mit  extremen  Parteien  wie  der  AfD  (und
selbstverständlich auch der Linken) abzulehnen sei. Die Parteispitze macht
das auch in ihrer Rhetorik immer wieder klar. So sagte CDU-Generalsekretär
Lindemann: „In dieser Partei gibt es nachweislich Nazis, da möchte ich gar
nichts mit zu tun haben!“

Alles gut! Demokratie gerettet! Rassismus besiegt! Jetzt darf die AfD nur
keine absoluten Mehrheiten gewinnen. Dann werden sie nie in der Lage sein
reaktionäre Forderungen gegen das Asylrecht in die Tat umzusetzen. Die
Freiheitsliebe und Prinzipientreue der Christdemokrat:innen und Liberalen
hat uns allen den Arsch gerettet. Könnte man meinen.

Wo CDU und AfD gemeinsame Sache machen
Die Realität  sieht  anders aus:  Besonders im Osten hebt die CDU immer
wieder gerne im Einklang mit der AfD die Hand. So stimmte die Bautzener
CDU für einen Antrag der „gesichert rechtsextremen“ sächsischen AfD zur
Asyl- und Migrationspolitik des Landkreises.

In  Stralsund  gibt  es  bei  den  Christdemokrat:innen  noch  weniger
Berührungsängste: Hier wurden sowohl die AfD-Anträge in der Asylpolitik als
auch zum Gender-Verbot wohlwollend durchgenickt. Wenn es um so etwas
„Unkontroverses“ geht wie Steuersenkungen für Besserverdiener:innen, ist
auch für die CDU Thüringen klar, dass die AfD nur das Beste für alle will.
Diese Politik der stillen und möglichst heimlichen Kooperation auf lokaler
Ebene  hat  auch  CDU-Vorsitzender  Friedrich  Merz,  der  noch  großspurig
tönte, jeder der die Hand hebe mit der AfD, sähe sich daraufhin mit einem
Parteiausschlussverfahren konfrontiert, inzwischen abgenickt. Auch wenn er
später  den  offensichtlichen  Inhalt  seiner  Aussage  zur  Kommunalpolitik
unbeholfen versuchte zu relativieren bleibt deren Inhalt dennoch faktisch
bestehen und sagt kommunalen CDU-Politiker:innen: Im Stadtrat dürft ihr
auch mit der AfD stimmen und faktisch kooperieren. 



Ganz  vorn  im  Rassismus-Wettbewerb:  Die
Bezahlkarte für Geflüchtete
Wie  jede:r  Rassist:in  weiß,  geben  Geflüchtete  angeblich  alles  was  sie
besitzen, nur für Drogen und Verbrechen aus und schicken den Rest nach
Hause – deshalb kann man ihnen auch kein richtiges Geld anvertrauen.

Solche  an  Rassismus  kaum  zu  überbietenden  Vorurteile  bereiteten  im
November  2023  der  bundesweiten  Einführung  der  Bezahlkarte  für
Asylbewerber:innen den Weg. Olaf Scholz und die Ministerpräsident:innen
der Länder beschlossen, statt  Sozialleistungen solle es ab jetzt  nur noch
Essensmarken geben, mit denen nur bestimmte Produkte in ausgewählten
Läden gekauft werden können.

Ein weiteres Beispiel dafür, dass die Brandmauer nie wirklich stand, finden
wir  hier  in  Dresden.  Weil  ihnen  die  Beschneidung  der  Rechte  von
Geflüchteten nicht schnell genug ging, entschlossen sich in Dresden sowohl
die  CDU  als  auch  die  AfD  dazu,  ihre  eigenen  Anträge  für  ein
Bezahlkartensystem  einzubringen.

Nachdem der Antrag der CDU scheiterte, wurde der Antrag der AfD mit den
Stimmen der CDU und FDP angenommen. Dass das Abstimmen für den AfD-
Antrag mit der Unvereinbarkeitserklärung ihrer Partei kollidiert, sehen die
sächsichen CDU-Politiker:innen nicht so. Der eigene Antrag sei halt nicht
durchgekommen und der der AfD nahe genug dran.

Friedrich  Merz,  Bundesvorsitzender  der  CDU/CSU,  kommentierte  das
Abstimmungsverhalten  der  Dresdner  CDU  mit  den  Worten:  „Die
Entscheidung ist in der Sache richtig, im Verfahren inakzeptabel.“

Die  bürgerliche  Mitte:  keine  Brandmauer,
sondern der Brandbeschleuniger
Die Ablehnung der bürgerlichen Parteien gegenüber der AfD begründet sich
nicht  in  deren  Rechtspopulismus  und  Rassismus.  Höchstens  deren
unverblümte  Worte  sind  es,  die  stören.



Vielmehr ist es die Strategie der Parteien, sich auf öffentlicher Ebene von der
AfD  zu  distanzieren,  gleichzeitig  aber  ihre  eigene  Politik  an  deren
Wähler:innen auszurichten.  Denn weniger Stimmen für die AfD bedeuten
mehr Stimmen für die eigene Partei und damit auch mehr Einfluss in den
Parlamenten.

Doch  weder  das  Weltbild  noch  die  Forderungen  der  AfD  sind  dadurch
gebannt – sie leben in der Politik der anderen Parteien weiter. Wenn man
ähnliche Politik anbietet, dann kommt es auf lokaler Ebene halt auch mal vor,
dass man „aus Versehen“ zusammenarbeitet. Und wenn von den Grünen bis
zur  CDU  alle  darum  wetteifern,  wer  die  rassistischste  Politik  und  den
härtesten Sozialabbau liefert, dann braucht es keine „Alternative“ mehr.

In  der  derzeitigen Krise  geht  es  Arbeiter:innen immer schlechter.  Miese
Arbeitsverhältnisse, eine strauchelnde Wirtschaft und steigende Preise in den
Geschäften setzen uns allen zu. In Zeiten des Rechtsrucks versuchen die
Ampel,  CDU/CSU  und  AfD  uns  die  gleichen  Lösungen  zu  verkaufen:
Sozialabbau  und  Rassismus  statt  sozialer  Absicherung  auf  Kosten  der
Reichen.

Denn  die  Ursache  der  Probleme  l iegt  in  unserem  aktuel len
Wirtschaftssystem.  Krisen  und  Unterdrückung  sind  im  Kapitalismus  so
inhärent, wie es auch reaktionäre Ideologien bis hin zum Faschismus sind.
Nur, wer für eine Alternative zum Kapitalismus kämpft, hat eine Perspektive,
sowohl  die  zyklischen  Wirtschaftskrisen  als  auch  rechte  Kräfte  und  ihre
Ideologien endgültig zu besiegen.

Nur der gemeinsame, internationale Kampf der Arbeiter:innen kann uns vor
den  Auswirkungen  des  Kapitalismus  befreien.  Nur,  wenn  wir  zusammen
gegen Ausbeutung und Unterdrückung stehen, können wir gewinnen. Nicht
aber, wenn wir diese Aufgabe denjenigen überlassen, die an der aktuellen
Situation schuld sind!

Der angeblichen Brandmauer müssen wir eine Analyse des Rechtsrucks und
der  AfD  entegenstellen,  die  deren  Charakter  aufzeigt,  um  ihn  effektiv
bekämpfen  zu  können:  Auch  wenn  viele  Aussagen  der  Partei  kaum  zu



ertragen sind, ist sie keine faschistische Partei. Aktuell sammeln sich in ihr
verschiedene Flügel, vom wirtschaftsliberalen bis hin zum völkischen Flügel
um  Björn  Höcke,  der  durchaus  bereit  ist,  mit  rechtsextremen  und
faschistischen  Kräften  zusammenzuarbeiten.  Im  Gesamten  versucht  die
Partei aber, ihre Politik durch Macht in den Parlamenten durchzusetzen und
nicht durch militante Bewegungen auf der Straße, wie es in faschistischen
Bewegungen der Fall wäre.

Was  wir  brauchen  ist  eine  Einheitsfront  der  Organisationen  der
Arbeiter:innenklasse mit linken Bewegungen gegen Rassismus, Ausbeutung,
Sexismus  und  alle  weiteren  Formen  kapitalistischer  Unterdrückung.  Wir
müssen uns also in Komitees und Arbeitsgruppen in unseren Schulen, Unis
und Betrieben organisieren, um unseren Kampf gemeinsam auf die Straße zu
tragen und den Rechtsruck aufzuhalten!

Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
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den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen



können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und
„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern



unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten
Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!



Gegen  den  Komplott  aus  AfD,
Neonazis und Kapital!
von Sani Meier, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Die  CORRECTIV-Redaktion  veröffentlichte  gestern  ihre  Undercover-
Ermittlungen zu einem geheimen Treffen der Neuen Rechten im November
bei  Potsdam.  Mit  dabei  waren  hochrangige  AfDler:innen,  Neonazis  der
Identitären Bewegung,  CDU-Politikerinnen und superreiche Unternehmer.
Gemeinsam wurde am „Masterplan“ gearbeitet unter anderem mit dem Ziel:
Die  Ausweisung  mehrerer  Millionen  migrantisierter  Menschen  aus
Deutschland,  egal  ob  mit  deutschem  Pass  oder  ohne.

Eigentlich sollte keine:r von dem Treffen erfahren, die Organisatoren nutzten
zur Kommunikation nur Briefe – niemandem sollte man etwas nachweisen
können. Doch die Reporter:innen von CORRECTIV wurden informiert und
konnten verdeckt vor Ort recherchieren: Gemeinsam mit führenden Köpfen
der Identitären Bewegung wie Martin Sellner und der rechten Hand von AfD-
Vorsitzender Alice Weidel trafen sich Politiker:innen der CDU mit reichen
Konzernbossen und Juristen, die bereit sind, eine neue rechte Bewegung in
Deutschland zu finanzieren. 5 Tausend Euro mussten im Voraus gespendet
werden,  um teilnehmen zu dürfen.  Das Ziel:  Vor der nächsten Wahl soll
bewusst durch Flugblätter und Werbung Misstrauen gegenüber den Wahlen
und öffentlich-rechtlichen Medien erzeugt werden. Gleichzeitig wollen sie
hohe Summen in den Aufbau rechter Influencer-Netzwerke stecken, um vor
allem junge Menschen für ihre rassistischen Ziele zu gewinnen.

Das alles soll  dem sogenannten „Masterplan“ von Martin Sellner dienen:
Menschen  nicht-deutscher  Herkunft  sollen  trotz  deutschem  Pass  aus
Deutschland ausgewiesen werden und gemeinsam mit allen, die Flüchtlingen
helfen, auf eine „afrikanische Insel“ umgesiedelt werden. Ähnliches planten
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die  Nazis  bereits  1940,  als  sie  vier  Millionen  Jüdinnen  &  Juden  nach
Madagaskar deportieren wollten. Die AfD-Bundestagsabgeordnete Gerrit Huy
beteuert, sie träume davon schon lange. Deshalb sei die AfD auch nicht mehr
gegen die  doppelte  Staatsbürger:innenschaft:  „Denn dann kann man die
deutsche wieder wegnehmen, sie haben immer noch eine.“ Menschen mit
Migrationsgeschichte sollen also bewusst hinters Licht geführt werden, um
sie später von Wahlen auszuschließen und abzuschieben. Ulrich Siegmund,
AfD-Fraktionsvorsitzende  in  Sachsen-Anhalt  ergänzt,  man  wolle  das
Straßenbild  ändern,  ausländische  Restaurants  unter  Druck  setzen  und
Sachsen-Anhalt  „für  dieses  Klientel“  möglichst  unattraktiv  zum  Leben
machen. Was hier passiert, ist die geplante Vertreibung von Millionen von
Menschen,  juristisch  vorbereitet  und  finanziert  durch  das  Kapital  und
gewaltbereiten  Neonazis.

All das ist kein verschwörerisches Treffen ungefährlicher rechter Spinner,
sondern eine reale Bedrohung: Laut aktuellen Umfragen wäre die AfD in
mehreren  deutschen Bundesländern  aktuell  stärkste  Kraft.  Was  hier  von
Neonazis der Identitären Bewegung ausgearbeitet  wurde,  wird durch die
anwesenden AfDler:innen in die Partei getragen und politische Realität – die
Vorbereitungen  darauf  laufen  schon  jetzt.  Im  Hintergrund  werden  hohe
Summen  Geld  locker  gemacht  und  Netzwerke  ausgebaut.  Als  möglicher
Verbündeter wird wohl der ehemalige Chef des Verfassungsschutzes Hans-
Georg  Maaßen  gehandelt,  über  dessen  Parteigründung  schon  länger
spekuliert wird. Über die sozialen Medien sollen bewusst junge Menschen
geködert  werden.  Bereits  jetzt  berichten  Schüler:innen  in  Berlin  von
Neonazis,  die  vor  ihren  Schulen  Flyer  verteilen.
Es ist also allerhöchste Zeit, uns zu organisieren und den Aufstieg rechter
Bewegungen zu verhindern!

Spätestens seit dem NSU, NSU 2.0 & den rassistischen und antisemitischen
Anschlägen von Hanau & Halle ist klar, dass uns der Staat nicht vor rechter
Gewalt schützen kann. Auf Polizei & Verfassungsschutz ist kein Verlass, denn
sie sind selbst durchsetzt von Rechten und setzen rassistische Kontrollen und
Abschiebungen  durch.  Es  ist  unsere  Aufgabe  uns  als  Schüler:innen,
Studierende,  Arbeitende  und  Unterdrückte  dieses  Systems



zusammenzuschließen und Neonazis  den Kampf anzusagen.  Das bedeutet
sowohl,  ihre Demonstrationen zu blockieren und ihre Veranstaltungen zu
stören,  als  auch an Schulen,  Unis  und Betrieben Komitees zu bilden.  In
diesen  können  wir  Besuche  von  Rechten  an  den  Schulen  melden,  uns
vernetzen,  Aktionen  dagegen  planen  &  für  unsere  Sicherheit  sorgen.
Gleichzeitig muss unsere Bewegung die realen sozialen Probleme & Fragen
der Menschen beantworten. Rassismus & weitere Unterdrückungen haben
ihre  Wurzel  im  kapitalistischen  System,  welches  durch  unsere  Spaltung
weiter Profit macht. Deshalb brauche wir ein revolutionär-antikapitalistisches
Programm,  das  für  die  sozialen  Interessen  der  Lohnabhängigen,
Krisengebeutelten  und  Unterdrückten  kämpft,  um  den  Aufstieg  der  AfD
aufhalten zu können.

Für die Zerschlagung des Verfassungsschutz und die
Entwaffnung  der  Polizei-  Wir  brauchen  stattdessen
antifaschistischen  Selbstschutz  durch
Arbeiter:innenmilizen!

Für den Aufbau einer antifaschistischen Einheitsfront
aus allen linken Organisationen und Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse!

CDU  auf  dem  Weg  zum
Rechtspopulismus?
Von Jona Everdeen, Juli 2023

Gerade erst erregte die CDU/CSU Aufsehen mit der Forderung, es müssten
in  Deutschland  mehr  Nationalflaggen  gezeigt  und  häufiger  die
Nationalhymne gespielt werden. Ein Aufruf an die Bevölkerung, gerade die
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junge Generation, doch bitte etwas patriotischer zu sein. Was vielleicht erst
einmal als altbackene Marotte abgetan werden könnte, ist in Wahrheit Teil
eines Prozesses, der in den letzten Monaten massiv an Fahrt gewonnen hat:
Dem  Rechtsruck  der  Union,  der  auch  für  einen  Anstieg  populistischer
Rhetorik sorgt.

Die Union in der geänderten Weltlage
In Klassenbegriffen steht sowohl die Politik von Rechtspopulist_Innen wie die
AfD  als  auch  die  von  „Demokrat_Innen“  wie  CDU,  FDP  oder  Grüne  im
Interesse der Bourgeoisie. Worin besteht also der Unterschied? Naja, selbst
in einem einzigen Nationalstaat bildet das Kapital keinen homogenen Block.
Neben  einem  gemeinsamen  Grundinteresse  daran,  die  gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen  für  Ausbeutung  und  Profit  aufrechtzuerhalten,
bestehen  verschiedene  Kapitalfraktionen  mit  punktuell  auch
widersprüchlichen Einzelinteressen. Ein vereinfachtes Beispiel dafür ist der
Widerspruch zwischen dem globalisierten Großkapital mit über die gesamte
Welt  und  insbesondere  Europa  verteilten  Produktionsketten  und
Absatzmärkten auf der einen Seite und kleinem oder mittelständigem Kapital
mit stärkerer Orientierung zum Binnenmarkt auf der anderen Seite. Typisch
für den Rechtspopulismus ist dann die Bezugnahme auf das „deutsche Volk
unten“ gegen „die Eliten da oben“. Auf politischer Ebene spiegelt sich dieser
Widerspruch z.  B.  darin  wider,  dass  die  eine  Fraktion  auf  eine  gewisse
Durchlässigkeit der Nationalgrenzen besteht, während die andere maximale
nationale Abschottung fordert. Diese Voraussetzungen für die ursprüngliche
Abgrenzung von Union und AfD ändern sich jedoch mit der Entwicklung der
politischen Weltlage. Durch Krise, Krieg und Pandemie sind internationale
Produktionsketten zusammengebrochen und es haben sich Tendenzen zur
Deglobalisierung  eingestellt.  Gleichzeitig  hat  der  Aufstieg  Chinas  die
hegemoniale  Stellung  der  USA  in  Frage  gestellt,  auch  in  diesem
Spannungsfeld muss sich das deutsche Kapital aufs Neue verorten. Dabei
haben in den letzten Jahren vor allem die Grünen sich zur Repräsentation der
auf die USA ausgerichteten Teile entwickelt.



Die CDU nach Laschet
Nach  ihrem Machtverlust  mit  dem Ende  der  Ära  Merkel  war  die  CDU
zunächst sehr planlos.Mit der Ampel hatte sich eine Koalition gefunden, die
die Interessen der bürgerlichen Klasse in der Krise besser umsetzen konnte
als sie selber. Dazu kam, dass vor allem die Grünen im Zuge dieser Ampel
und der jüngsten Verschärfung der Krise in Form von Krieg und Inflation
massiv nach rechts rückten. Ansätze einer Politik der sozialen Gerechtigkeit
wurden von Habeck endgültig über Bord geworfen und mit Hohn über die
verschwenderischen Armen in der Energiekrise ersetzt. Waren die Grünen
einstmals  energische  Gegner_Innen  der  NATO,  wurden  sie  nun  unter
Baerbock  die  energischsten  Verfechter_Innen  des  imperialistischen
Militärbündnisses des Westens und machen sich stark für Aufrüstung. Dabei
gelang es Baerbock gut den aggressiver werdenen deutschen Imperialismus
propagandistisch mit „Kampf für Menschenrechte“ zu rechtfertigen. Selbst
ihr  einstiges  Steckenpferd,  den  Klimaschutz,  opferten  die  Grünen
schulterzuckend  den  Kapitalinteressen.

Gleichzeitig gelang es auch der FDP sehr gut, sich als verlässliche Wahl für
das auf Neoliberalismus setzende Großkapital zu verkaufen. So blockierte die
FDP unter Lindner in der Koalition vehement alles, was irgendwie Vorteile
für  Arbeiter_Innen und Nachteile  für  das  Kapital  bedeutet  hätte.  In  der
Koalition bleibt die SPD weitgehend farblos und verwaltet den Kapitalismus
mit.

Doch was sollte  mit  der  CDU passieren? War sie  überflüssig  geworden?
Würde sie das Feld frei machen Habeck und Lindner? Nein, sicher nicht:
Unter  Merz  erkannte  die  Partei,  dass  die  Zeit  des  merkelschen
Konservativismus vorbei ist. In der sich immer stärker zuspitzenden Krise
zieht  die  Verwaltungs-Logik  von  „es  ist  gut  so  wie  es  ist,  bloß  nichts
überstürzen“ nicht mehr, denn in der zugespitzten Krisensituation benötigt
die herrschende Klasse soziale Angriffe, um sich zu erhalten. Um nicht in der
relativen Bedeutungslosigkeit zu versinken, sondern weiter die erste Wahl
der Bourgeoisie als Regierungspartei zu bleiben und ihre Wähler_Innen-Basis
zu erhalten, muss die Union ihr Auftreten verändern und programmatisch
nach rechts rücken.



Wegner in Berlin
Nachdem die post-Merkel CDU nach der letzten Bundestagswahl in einer
tiefen  Krise  steckte,  katapultierte  sie  ein  phänomenaler  Wahlsieg
ausgerechnet im „links-grünen Berlin“ endgültig aus der Misere. Nach 20
Jahren erreichte mit Kai Wegner zum ersten Mal wieder ein Unionspolitiker
das Amt des Regierenden Bürgermeisters.

Den Wahlkampf, der ihm diesen Sieg bescherte und die CDU zur dominanten
Partei in den bürgerlichen Randbezirken machte, setzte durchweg auf ein
klares  rechtskonservatives  Programm  flankiert  durch  tei ls
rechtspopulistische  Rhetorik.

So versprach Wegner ein „Bürgermeister der Autofahrer“ zu sein und diese
vor  weiteren  „Angriffen“  zugunsten  einer  verkehrsberuhigten  und
fahrradfreundlichen  Innenstadt  zu  „schützen“.

Auch hetzte Wegner massiv gegen Migrant_Innen, vor allem im Zuge der
sogenannten  Silvesternachtskrawalle,  wo  er  in  einer  parlamentarischen
Anfrage die Vornamen der Verdächtigen erfragte. Auch wenn das Resultat,
die  meisten  Namen  waren  deutsch  gelesene,  seiner  Logik  widersprach,
nutzte er weiterhin das Framing von den „kriminellen Ausländern“, gegen die
er vorgehen wolle. In dieser Framing reiht sich auch nahtlos die Law and
Order Logik von Wegners Wahlkampf ein. Er wolle dafür sorgen, dass in
Berlin wieder „Sicherheit und Sauberkeit“ herrsche und dafür die Polizei
massiv ausbauen.

Vor  allem aufgrund  der  Unfähigkeit  der  linksliberal-reformistischen  R2G
Regierung,  die wirklichen Probleme der Stadt,  steigende Mieten und die
allgemeinen Folgen der Krise zu lösen, zog Wegners Wahlkampf vor allem im
Berliner Kleinbürgertum und der rückschrittlichen Arbeiter_Innenschaft gut.
Wobei  auch  gesagt  werden  muss,  dass  er  sein  Amt  in  erster  Linie  der
Rechtssozialdemokratin  Giffey  zu  verdanken hat  die,  obgleich  R2G mehr
Stimmen als die GroKo hatte, lieber unter dem Rechten Wegner regieren
wollte, als sozial- und umweltpolitische Zugeständnisse an Grüne und Linke
machen zu müssen.



Einen  Skandal  stellte  dann  die  Bürgermeisterwahl  im  Senat  da,  wo
mindestens nicht auszuschließen ist, dass Wegner auch mit AfD-Stimmen ins
Amt gewählt wurde, das spielte allerdings weder für ihn noch für Giffey eine
Rolle.

Wird Bayern zum deutschen Florida?
Noch mehr als in Berlin zeigt sich in einem anderen Bundesland die Union
immer rechtspopulistischer: In Bayern.

In  Bayern herrscht  schon lange mit  dem tendenziell  rechtesten Teil  der
Union, die CSU, eine Partei quasi alleine, wobei ihre sinkende Popularität sie
erst jüngst dazu zwang, sich mit Aiwangers „Freien Wählern“ eine Partei mit
ins  Boot  zu  holen,  die  nochmal  deutlich  rechtspopulistischer  auftritt.
Entsprechend wenig verwunderlich ist es auch, dass hier der Rechtsruck die
schärfsten  Züge  annimmt.  So  reiste  eine  Abordnung  von  CSU-
Spitzenpolitiker_Innen  kürzlich  nach  Florida,  um  dem  dortigen
erzreaktionären  Republikaner  Ron  DeSantis  einen  Freundschaftsbesuch
abzustatten und brachte sogleich dessen Politik mit nach Hause. So forderte
wenige Tage nach dem Besuch die CSU in DeSantis-Manier ein Verbot von
Dragshows und verbreiteten die republikanische Lüge, Dragqueens würden
das Kindeswohl gefährden.

Auch  trat  Markus  Söder  prominent  auf  einer  rechtspopulistischen  Demo
gegen die Heizungspläne der Ampelregierung auf, wo sein Schulterschluss
mit rechten und verschwörungsideologischen Kräften daran scheiterte, dass
er sich zwar als Teil des rechten Sammelsuriums sah, dieses ihn aber nicht
als Teil von ihrer „Volksbewegung“.

Ist  die  CDU  jetzt  eine  zweite
rechtspopulistische  Partei?
Es ist zwar zu sehen, ob in Bayern, Berlin oder bundesweit, dass sich die
Unionsparteien immer mehr populistischer Rhetoriken bedienen, vor allem
um  gegen  die  Politik  der  Ampelregierung,  die  Klimabewegung  oder
Migrant_Innen zu schießen. Zudem rückt die Union generell in ihrer Politik



stärker nach rechts und nähert sich der AfD an. Dennoch kann noch nicht
davon  geredet  werden,  dass  es  sich  bei  der  Union  bereits  um  eine
rechtspopulistische Partei handelt, wie es die AfD ist.

Vielmehr ist sie eine zunehmend rechtere konservative Partei, die sich in der
Krise  gezwungen  sieht,  vermehrt  auf  rechtspopulistische  Rhetoriken
zurückzugreifen, um ihre Wähler_Innen-Basis nicht an die AfD zu verlieren
und ihr Programm für soziale Angriffe im Interesse der Großbourgeoisie zu
vertuschen.  Die  Union  stützt  sich  nicht  auf  Protestbewegungen  und  ist
programmatisch weiterhin auf das dominante, globalorientierte Großkapital
ausgerichtet.  Es  ist  zwar  möglich,  dass  CDU/CSU  langfristig  auf  eine
rechtspopulistische Taktik umschwenken, wie es bei PiS, Fidesz und Teilen
der Republikaner bereits passiert ist, sicher ist diese Entwicklung aber nicht.
Viel eher hängt sie von der weiteren Entwicklung der Krise ab und davon, ob
sich die Kräfteverhältnisse innerhalb der Fraktionen der herrschenden Klasse
verschieben.  Fakt  ist  aber  sicherlich,  je  mehr  bürgerliche  Parteien
„gezwungen“  sein  werden,  Kapitalinteressen  mit  massiven  Angriffen  auf
Arbeiter_Innen,  Migrant_Innen  und  sozialen  Bewegungen  durchzusetzen,
desto  nötiger  werden  sie  es  auch  haben,  diese  Angriffe  sowie  dafür
benötigten  autoritäreren  Regierungsformen  mit  populistischen  und
nationalistischen Parolen zu legitimieren und damit  Verwirrung über  die
Klassenverhältnisse zu erzeugen. 

Schwarz-blau, eine berechtigte Angst?
Dass rechtspopulistische Parteien häufig  auch über  Unterschiede hinweg
zueinander finden, sieht man in Italien gut, wo gleich drei solcher Kräfte eine
Regierungskoalition  bilden.  Doch  auch  traditionell  rechtskonservative
Parteien, die verstärkt auf rechtspopulistische Rhetoriken setzen, öffnen sich
häufig für solche Bündnisse, so die „Volkspartei“ in Spanien, die sich mit der
ultra-rechten  VOX  zusammengetan  hat,  um  gemeinsam  eine
rechtspopulistische Front gegen die kriselnde sozialdemokratische Regierung
zu bilden.

Doch wie sieht es in Deutschland aus? Mit  der AfD gibt es hier ja eine
rechtspopulistische Partei, der sich die Union zwar gerade politisch und vor



allem rhetorisch  immer  mehr  annähert,  aber  dennoch an  der  von  CDU-
Vorsitzenden Merz verkündete „Brandmauer“ hängen bleibt. Ist diese aber
noch lange zu halten?

Tatsächlich sorgte erst gerade ein thüringischer Bürgermeister aus der CDU
für  Aufsehen,  als  er  offen  eine  Zusammenarbeit  zwischen  den  beiden
Rechtsparteien  forderte  und  sich  damit  offen  gegen  die  „Brandmauer“
auflehnt.

Eine Koalition des rechten Unionsflügels um Kretschmer, Kuban und die CSU
mit der AfD oder zumindest eine Koalition auf Landesebene zum Beispiel in
Thüringen  sind  zu  einer  realistischen  Möglichkeit  geworden.  Die
Ampelregierung  hat  es  schließlich  nicht  geschafft,  die  Krise  irgendwie
adäquat zu lösen und die vorherige GroKo hat sich auch diskreditiert. Jedoch
ist es auch fraglich, ob tatsächlich die Mehrheit der großbürgerlichen Klasse,
die  von  der  Union-Politik  abgebildet  wird,  bereit  ist,  die  mit  so  einer
Rechtsregierung  verbundenen  Risiken  in  Kauf  zu  nehmen.  Auch  ist  erst
einmal  nicht  davon  auszugehen,  dass  eine  solche  Regierung,  innerhalb
kürzester Zeit den bürgerlichen Parlamentarismus außer Kraft setzen würde.
Viel eher wäre eine Politik wie die unter ÖVP-FPÖ in Österreich oder der
Meloni-Regierung in Italien zu erwarten. Allerdings nur ein schwacher Trost,
ist  wenn  man  deren  massive  Angriffe  auf  Arbeiter_Innen  und  ihre
gesellschaftspolitische  Rückschrittlichkeit  betrachtet.

Doch  jetzt  kommen  wir  zu  der  entscheidenden  Frage:  Was  tun,  wenn
tatsächlich schwarz-blau siegt?

Wie kann der Rechtsruck geschlagen werden?
Zunächst  einmal  nicht  dadurch,  seine  Narrative  zu  übernehmen  und  zu
versuchen,  irgendwie  „links“  umzudeuten.  Sahra  Wagenknechts
gescheiterter  Linkspopulismus  und  auch  Bewegungen  wie  Podemos  in
Spanien  zeigen  das  deutlich!

Was es stattdessen braucht, ist eine starke Linke, im besten Falle in Form
einer  Einheitsfront  gegen den  Rechtsruck!  Nur  mittels  einer  Politik,  die



praktisch die Klassenfrage, und zwar die politische wie die ökonomische, in
den Mittelpunkt stellt, kann der Rechtsruck zurückgeschlagen werden und
CDU, Freien Wählern oder AfD den Wind aus den Segeln genommen werden!
Revolutionär_Innen  müssen  innerhalb  diese  Einheitsfront  aktiv  auf  die
Widersprüche  des  Kapitalismus  aufmerksam machen  und  für  notwendig-
radikale Forderungen kämpfen.

Auch sollte klar sein, dass wir eine Rechtsregierung nicht widerstandslos
hinnehmen dürfen! Die Antwort auf eine schwarz-blaue Regierung muss der
Generalstreik sein! Hierfür müssen wir heute schon Druck auf Linkspartei,
SPD und Gewerkschaften ausüben, offene Mobilisierungen und Widerstand
gegen den Rechtsruck zu organisieren.

Schwarze  Zeiten?  Die  Berliner
Wahlen und ihr Ausgang
Wilhelm Schulz/Martin Suchanek, Februar 2023,  zuerst erschienen in der
Infomail der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die CDU geht als klare Siegerin aus der Berliner Abgeordnetenhauswahl vom
12. Februar hervor. Erstmals seit 1999 wurde sie zur stärksten Partei in der
Stadt und konnte ihren Stimmenanteil deutlich auf 28,2 % steigern, was ein
Plus vom 10,2 % gegenüber 2021 bzw. von 10,6 % verglichen mit  2016
bedeutet.  Die  einzige  andere  Partei,  die  einen  leichten  Stimmengewinn
verbuchen kann, ist die AfD mit 9,1 % und einer Steigerung um 1,1 % zu
2021.

Die  Regierungskoalition  aus  SPD,  Grünen  und  Linken  hat  geschlossen
verloren und kommt auf 49 %, ein Verlust um 5,4 % zu 2021 (SPD bei 18,4 %
und -3 %, Grüne ebenfalls bei 18,4 % und -0,5 %, LINKE bei 12,2 % und
-1,9 % zu 2021). Die FDP fällt unter die undemokratische 5 %-Hürde, verliert
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2,5 % und kommt nur noch auf 4,6 %. Sie muss somit das Abgeordnetenhaus
verlassen – also wenigstens eine erfreuliche Nachricht.

Der Wahlgewinn der Union war zwar im Vorfeld abzusehen, ist aber dennoch
deutlicher als von vielen erwartet. Vor allem aus zwei Parteien erhielt sie
dabei Stimmengewinne: 60.000 von der SPD und 37.000 von der FDP. Auch
interessant sind die Zahlen von jeweils 21.000 Stimmenwanderungen von
den sog. Kleinstparteien und Nichtwähler_Innen. Daneben gewann sie 17.000
Stimmen von den Grünen, 12.000 von der AfD und 11.000 von der LINKEN.
Bei den Erststimmen konnte die Union ihre gewonnenen Wahlkreise mehr als
verdoppeln. Sie gewann 48 von 78, 2021 waren es 21. Die SPD stürzte von 25
auf  4  Wahlkreise  ab.  Daneben:  Die  Stimmendifferenz zwischen SPD und
Grünen  beläuft  sich  anscheinend  auf  105,  weshalb  eine  Neuauszählung
wahrscheinlich ist.

Der  Erfolg  der  CDU ist  darauf  zurückzuführen,  dass  sie  gleich  mehrere
Stimmungen  auf  sich  fokussieren  konnte.  Außerdem  hat  er  auch  sehr
wichtige  bundesweite  Implikationen  bzw.  setzt  Trends  fort.  Vergleichbar
sieht es um die FDP aus, wenn auch unter umgekehrtem Vorzeichen. Die
Wahlniederlage reiht sich in den Trend der vergangenen Landtagswahlen
ein.  Die  Union  konnte  sich  gegen  die  rot-grün-rote  Landeskoalition  als
Alternative präsentieren und den Unmut gegen den Senat kanalisieren.

Der Löwenanteil der Berliner_Innen ist jedoch nicht zur Wahl gegangen oder
durfte es nicht. Die Wahlbeteiligung lag bei 63 %. Gegenüber 2021 ist das ein
massiver Rückgang. Damals lag die Beteiligung aber mit 75,4 % überaus
hoch, weil sie gemeinsam mit der Bundestagswahl durchgeführt wurde. Die
63 % entsprechen hingegen dem Durchschnitt der letzten 20 Jahre. Knapp
22 % der Bevölkerung hat überhaupt kein Wahlrecht, weitere 13 % haben
das Wahlalter noch nicht erreicht. Am Dienstag, dem 14.2, tauchten auch in
Lichtenberg  noch  mehr  als  400  Briefwahlumschläge  auf.  Das  endgültige
amtliche Wahlergebnis ist nicht vor dem 17. Februar zu erwarten.

Ein Schritt nach rechts
Das „Es kann kein Weiter so geben“, das aus allen Fanfaren der Parteien



klingt, drückt die Stimmung der Wahl aus. Mit der CDU und den Grünen
haben sich zwei bürgerliche Parteien in Berlin weiter etablieren bzw. ein
sehr gutes Ergebnis von 2021 weitgehend stabilisieren können, während die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien SPD und LINKE weiter an Stimmen und
Prozenten verlieren.

Auch wenn die Wahl von keinem großen Rechtsruck begleitet  wurde,  so
stabilisiert sie die Rechtsentwicklung im Abgeordnetenhaus. In diesem Licht
muss das „Es kann kein Weiter so geben“ gewertet werden, egal ob es eine
Fortsetzung von RGR, Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün wird.

Diese Verschiebung zeigt  sich auch in  den Wahlkampfthemen.  So haben
CDU, AfD und FDP einen thematisch vergleichbaren Wahlkampf geführt,
wenn auch im Ton verschieden. Sie haben das Berliner Verwaltungsversagen
auch über die gescheiterte Wahl von 2021 hinaus ins Zentrum gestellt und
andererseits den Ruf nach Recht und Ordnung im Lichte der rassistischen
Diffamierungen rund um die Silvesternacht oder um das „Chaos“ in den
„linken“  Stadtteilen  erklingen  lassen.  Alles  klassisch  rechte  oder
rechtspopulistische  Themen.

Die Senatsparteien hatten dem im Grunde nichts entgegenzusetzen. Die SPD
versuchte sich sogar, wenn auch ohne großen Erfolg, selbst als Law-and-
Order-Partei mit Augenmaß zu inszenieren. In jedem Fall können wir davon
ausgehen, dass der nächste Senat – egal wie er zusammengesetzt sein wird –
die Polizei, deren Mittel und Befugnisse unter dem Vorwand der Bekämpfung
von „Clankriminalität“ und „linken Chaot_Innen“ massiv stärken wird. Wir
können annehmen, dass die ohnedies oft  eher symbolischen und letztlich
zweitrangigen Reformen unter RGR faktisch kassiert werden sollen.

Daneben stand Mobilität im Zentrum, wobei die drei Parteien sich für die
Aufrechterhaltung Berlins als Autostadt mitsamt der Fortsetzung des Baus
der  A100  ausgesprochen  haben.  Insgesamt  wurde  die  Koalition  als
handlungsunfähig  beschrieben und das  trotz  einer  LINKEN,  die  bei  den
Koalitionsverhandlungen  ihre  Beteiligung  an  der  Regierung  über  ihr
Programm  stellte.



Im Jahr 2021 war die Wohnungsfrage noch das zentrale Thema der Wahl. Das
aktuelle Ergebnis könnte vermutlich der letzte parlamentarische Todesstoß
für  den Volksentscheid  von „Deutsche Wohnen und Co.  enteignen“ sein,
solange  dessen  strategische  Orientierung  weiterhin  auf  parlamentarische
Mehrheiten ausgerichtet ist statt des Aufbaus einer klassenkämpferischen
Mieter_Innenbewegung  in  den  Häusern,  auf  den  Straßen  und  in  den
Betrieben.  Inwiefern  die  möglichen  Handlungsempfehlungen  der
Verschleppungskommission  (offiziell:  Expert_Innenkommission)  noch  im
Senat Zustimmung finden werden, steht in selbigem fragwürdigen Licht. Und
das  obwohl  Kai  Wegner  (CDU-Spitzenkandidat)  deutlich  als  Feind  der
Mieter_Innen hätte demaskiert werden können. Er war damals im Bundestag
einer von denen, die gegen den Berliner Mietendeckel geklagt haben. Die
Berliner CDU wurde in den vergangenen Jahren massiv durch Parteispenden
von der Immobilienlobby unterstützt.

Doch, wie es in der Presse so oft heißt, bleibt unklar, ob Wegner nicht ein
„König ohne Land“ bleibt, also keine_n Koalitionspartner_In finden könnte,
da sowohl SPD als auch Grüne sich für die Fortsetzung von Rot-Grün-Rot
ausgesprochen haben. Außerdem fürchten diese zu Recht,  dass sie unter
CDU-Führung zum Anhängsel der Konservativen würden.

Die Sondierungsgespräche, die SPD und Grüne nun mit der Union führen
werden, könnten beide zur Durchsetzung ihrer Ziele in einer Drei-Parteien-
Koalition verwendet werden. Eine schwarz-grüne Koalition scheint zwar am
unwahrscheinlichsten, wenn man sich die konträren Wahlkampfthemen und
die beidseitige Rhetorik anschaut, hätte aber eine starke Wirkung auf die
Bundespolitik und könnte ein etwaiges Scheitern der Ampel vorbereiten, in
der sich die Grünen und nicht die FDP als verlässlichere Partner_Innen für
eine etwaige CDU-geführte Regierung präsentieren.

Und die LINKE?
Auch sie hat verloren. Einerseits zwei von sechs Direktmandaten, die jeweils
an die CDU verlorengingen. Generell hat die CDU bis auf zwei Wahlkreise
der  AfD  alle  Außenbezirke  gewonnen,  während  die  Innenstadt  grün  ist
(Zweitstimmen). Vergleichbar ist es auch bei der Altersstruktur. Die Grünen



sind  die  stärkste  Kraft  unter  35  Jahren  und die  CDU bei  den  über  45-
Jährigen. Die Lützerath-Räumung, die die Grünen mitverantworten, hat hier
also  keinen  signifikanten  Einfluss  auf  das  Wahlergebnis  genommen.  Die
LINKE sieht sich somit einer Verringerung ihres Einflusses gegenüber. Auch
wenn  sie  in  allen  Bezirken  verloren  hat,  lässt  sich  ein  deutlicherer
Stimmrückgang  in  ihren  alten  Ostberliner  Stimmbezirken  verbuchen,
während sie sich im Stadtzentrum relativ gefestigt hat. Am deutlichsten zeigt
sich dies im sonst so roten Köpenick, das nun tiefschwarz überzogen ist. Im
Verhältnis zum Bundestrend bleibt Berlin jedoch eine Hochburg der LINKEN.
Dass  die  verschiedenen  brennenden  sozialen  Fragen  wenig  im  Zentrum
standen und die LINKE dies nicht auffangen konnte, wird deutlich, wenn wir
sehen,  dass  die  Partei  seit  2001  an  der  Landesregierung  ist,  mit  einer
Ausnahme von 2011 bis 2016.

Katja  Kipping  warb  bereits  wenige  Minuten  nach  den  ersten  amtlichen
Hochrechnungen  für  eine  Fortführung  von  Rot-Grün-Rot  und  war  damit
vermutlich die erste öffentliche Fürsprecherin. Es bleibt abzuschätzen, wie
stark  das  Lager  gegen  die  Regierungsbeteiligung  sein  wird.  Angesichts
dessen, dass beispielsweise die oppositionelleren Bezirke wie Neukölln und
Mitte  verhältnismäßig  gute  Ergebnisse  erzielten,  sind  die  Möglichkeiten
dafür  verbessert,  wie  die  Basis  für  die  Nebelkerze  des  „rebellischen
Regierens“ sichtbar geschwächt ist. Andererseits konnte dieses Doppelspiel,
einerseits Teil der Regierung zu sein, sich andererseits auf die Seite des
Sozialprotests  zu stellen,  in  keiner gesteigerten Unterstützung münden –
zwei Wege, die sich offensichtlich entgegenstehen.

Nach  der  Abgeordnetenhauswahl  im  Jahr  2021  war  das  größte
Schreckgespenst  in  den  Reihen  der  LINKEN  die  Möglichkeit  einer
Ampelkoalition auf Berliner Ebene. Mit diesem Argument wurden weite Teile
des Programms in den Koalitionsverhandlungen aufgegeben. Es droht, dass
mit selbigem erneut in Koalitionsverhandlungen eingestiegen werden soll.

Natürlich wäre es leichfertig, ja albern zu sagen, dass eine CDU-geführte
Regierung überhaupt keinen Unterschied für die Bevölkerung ausmachen
würde. Zweifellos würden Wegner und Co. eine solche Situation nutzen, um
ihr Law-and-Order-Programm durchzuziehen, wenn auch vielleicht mit etwas



grüner oder sozialer Tünche für eine jeweilige Koalitionspartnerin.

Doch das würde nur einen weiteren Zerfallsprozess befördern. DIE LINKE
würde sich an einer solchen Regierung ebenso wie die Restbestände des
linken  SPD-Flügels  einfach  selbst  überflüssig  machen  und  eine  CDU-
Regierungsübernahme  bloß  hinauszögern.

Zudem zeigt die Erfahrung mit dem RGR-Senat (wie vordem mit den rot-
roten  Senaten),  dass  diese  selbst  zur  Verschleppung  und  Sabotage
demokratischer  Entscheidungen  wie  der  Enteignung  der  großen
Immobilienhaie bereit sind. Nachdem DIE LINKE den Volksentscheid schon
in der letzten Koalition nicht durchsetzen konnte, ist natürlich kindisch zu
denken,  dass  eine  geschwächte  Partei  und  ein  geschwächter  Senat
ausgerechnet  jetzt  die  Konfrontation  mit  dem  Kapital  suchen  werden.

Daher müssen aber auch die Gegner_Innen eine Regierungsbeteiligung in
der  LINKEN  jetzt  aufstehen.  Schließlich  haben  sie  sich  in  der  letzten
Legislaturperiode auch nicht mit Ruhm  bekleckert, sondern nur so getan, als
hätten sie mit dem Senat nichts zu tun – und haben doch umgekehrt „ihrer“
Partei keine Steine beim Regieren in den Weg gelegt.

Gerade  die  linken  Bezirke  wie  Neukölln  und  Mitte  sowie  alle  anderen
Gegner_Innen einer weiteren Regierungsbeteiligung müssen sich jetzt offen
gegen  die  Regierungssozialist_Innen,  gegen  die  Giffey-Freund_Innen  um
Schubert, Lederer und Kipping formieren. Ein erster Ausgangspunkt dessen
könnte eine Einberufung einer öffentlichen Konferenz des linken Flügels der
Partei sein. Bereits als Folge der letzten Sondierungen gab es erste Ansätze
zum Aufbau einer solchen Opposition, jedoch verpuffte die Organisierung
dieser Ansammlung von Parteimitgliedern, sobald die Abstimmung für die
Beteiligung an der Koalition innerhalb der LINKEN vorüberging.

Die Linken in der LINKEN stehen vor der Aufgabe, den Widerstand gegen die
Fortsetzung von Rot-Grün-Rot zu organisieren und um die Ausrichtung der
Partei zu kämpfen. Angesichts ihrer bundesweiten Krise dürfen sie dabei vor
einem organisierten Kampf nicht weiter zurückschrecken – und das heißt
auch nicht vor einem kommenden, im Grunde unvermeidlichen organisierten



Bruch mit ihr.

Nur  eine  Massenbewegung
gegen  die  kapitalistische
Bahn”reform”  kann  S21
stoppen!
Flugblatt von REVOLUTION-Stuttgart

Die Polizei steht bereit, klar Schiff zu machen – also die DemonstrantInnen
aus dem Weg zu fegen, um Platz zu schaffen für Abrissbirne, Bagger und
Motorsäge.  Diese  wiederum  werden  nicht  nur  unwiderruflich  Stadtbild,
Natur  und  Verkehrsinfrastruktur  zerstören,  sondern  vor  allem  unsere
Milliarden in die Taschen einer kleinen, parasitären Clique von Kapitalisten,
Managern und Bürokraten schaufeln.

Denn der Hauptgrund für das Bauprojekt ist nicht die „Leistungsfähigkeit“
des Bahnknotens (diese wurde schließlich trotz  aller  Lügen überzeugend
widerlegt).  Es ist  vielmehr eine Umorientierung der Bahn auf  zukünftige
Rendite und die Schaffung lukrativer Investitions- und Spekulationsobjekte in
Stuttgart  –  und  die  geht  bekannt  auf  Kosten  der  großen  Mehrheit  der
Bevölkerung,  der  großen  Masse  der  NutzerInnen  der  Bahn
(BerufspendlerInnen, SchülerInnen, Studierende, RentnerInnen), die höhere
Preise für einen immer schlechteren Service, v.a. im Regionalverkehr zahlen
sollen. Und sie geht natürlich auch auf Kosten der Beschäftigten, die immer
mehr und flexibler arbeiten sollen – und für immer weniger Geld.

https://onesolutionrevolution.de/nur-eine-massenbewegung-gegen-die-kapialistische-bahnreform-kann-s21-stoppen/
https://onesolutionrevolution.de/nur-eine-massenbewegung-gegen-die-kapialistische-bahnreform-kann-s21-stoppen/
https://onesolutionrevolution.de/nur-eine-massenbewegung-gegen-die-kapialistische-bahnreform-kann-s21-stoppen/
https://onesolutionrevolution.de/nur-eine-massenbewegung-gegen-die-kapialistische-bahnreform-kann-s21-stoppen/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/01/s21.jpg


„Demokratische“ Repression droht

Und das soll nun und in den nächsten Monaten „demokratisch“ durchgesetzt
werden durch „unsere“ Polizei.

Heute ist auch klar, wer am Ende die Fäden in der Hand hält, wenn die
„demokratischen  Institutionen“  ihren  heiligen  Glanz  verloren  haben:
Polizeipräsident Züfle und sein Stab, also ungewählte Beamte, geben den
Einsatzbefehl, Grube & Co. dirigieren im Hintergrund, während Kretschmann
(der bekanntlich wesentlich durch die S21-Bewegung ins Amt gespült wurde)
als  „aufrichtiger  Demokrat“  einräumt,  dass  die  Zeit  von  Diskussion  und
Entscheidung nun eben vorbei ist.

Die Vorstellung, Rot/Grün würde S21 stoppen, hat sich als Illusion erwiesen.
Die Klagen gegen das Bahnprojekt haben zwar das Projekt verzögert und so
den AktivistInnen etwas Zeit verschafft. Aber wir müssen uns klar sein, dass
die Gerichte letztlich das Projekt nicht verhindern werden. Im Gegenteil, die
Hoffnung,  dass  diese  das  „für  uns“  tun  werden,  hat  große  Teile  der
Bewegung gelähmt. Die Aufgabe der Justiz ist es nicht, dem „Richtigen“ zur
Geltung zu helfen, sondern die „Rechte“ der Herrschenden untereinander
abzugleichen und dann gegen die Bevölkerung durchzusetzen.

Tatsächlich kann S21 aber nur durch eine Massenbewegung derer, die von
dem Bauprojekt  massenhaft  betroffen sein werden,  gestoppt  werden:  die
ArbeiterInnen  und  Jugendlichen,  die  über  Fahrpreise,  Steuern,
Verkehrschaos  und  Einsparungen  zahlen  werden.

Der  Widerstand  gegen  S21  ist  absolut  legitim,  weil  es  eine  massive
Umverteilung von unten nach oben bedeutet. Sichere Profite für Investoren
und  Aktionäre  werden  vom  Staatshaushalt  bezahlt  und  garantiert.  Die
Grundlage für S21 und andere Unsinnsprojekte ist nicht die Dummheit der
Politiker.  Vielmehr  stehen  dahinter  die  grundsätzlichen  Interessen  der
Kapitalisten, die Probleme ihres Systems auf die Massen abzuwälzen – über
Sparpakete,  Konjunkturprogramme  und  Großinvestitionen  zur
Renditensicherung.  Daher  muss  mit  dem  Kampf  gegen  S21  auch  eine
Perspektive  zur  Lösung  der  Krise  verbunden  werden:  Notwendige



Investitionen  in  Verkehr,  Bildung  und  Soziales  durch  Besteuerung  der
Reichen! Keine „Rettung“ der kapitalistischen Profite!

Massenbewegung aufbauen – aber wie?

Unserer Meinung nach können kapitalistische Großprojekte nur durch eine
Massenbewegung  der  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  gestoppt  werden.
Gleichzeitig müssen wir auch gegen die massenhafte Verfolgung von S21-
AktivistInnen kämpfen. Alle Verfahren müssen eingestellt werden! Rückzug
der Polizei! Weg mit dem Containerknast!

Die  Tausenden,  die  seit  2  Jahren  auf  der  Straße  waren  und  teilweise
militanten  Widerstand  leisteten,  haben  gezeigt,  dass  entschlossene
Massenproteste möglich sind. Die KämpferInnen und Erfahrungen werden
auch in den kommenden Kämpfen dabei sein!

Wenn die Parkräumung und der Südflügelabriss beginnt,  wird es wichtig
sein, alle AktivistInnen dorthin zu mobilisieren! Massenaktionen im Park wird
die Polizei nicht so einfach zerschlagen und auf den Wasen (Containerknast)
abtransportieren können wie vereinzelte, dezentrale Aktionen.

Nur in einer Massenaktion können wir entschlossenen Widerstand leisten
und  gleichzeitig  zeigen,  dass  wir  auch  in  kommenden  Kämpfen  gegen
kapitalistische Umverteilung, Sparprogramme und Bildungskrise vor Ort sein
werden!  Dazu  sind  aber  nicht  nur  die  AktivistInnen,  sondern  auch  die
Gewerkschaften und die Arbeiterbewegung gefordert.

Um  einen  solchen  Brückenschlag  der  Protestbewegung  mit  der  großen
Masse  der  Bevölkerung,  mit  Gewerkschaften,  Jugend  und  auch  den
Beschäftigten  bei  der  Bahn  zu  ermöglichen,  müssen  wir  auch  unsere
Forderungen in dieser Richtung ausweiten:

– Milliarden für den Ausbau des öffentlichen Nah- und Regionalverkehrs im
Interesse der lohnabhängigen NutzerInnen! Kostenloser Nahverkehr für alle!

– Keine Privatisierung, kein Börsengang der Bahn! Rückverstaatlichung der
Bahn  u.a.  Verkehrsunternehmen!  Kontrolle  nicht  durch  Beamte  oder



Manager, sondern durch Komitees der Beschäftigten und der BenutzerInnen!

–  Kein  Lohnverzicht  bei  der  Bahn  u.a.  Transportunternehmen!  Gegen
Arbeitshetze und immer schlechtere Arbeitsbedingungen! Unterstützen wir
den  Kampf  der  Gewerkschaften  für  die  Erhöhung  der  Einkommen  der
Beschäftigten,  v.a.  in  den  unteren  Lohngruppen  und  den  Kampf  für
Arbeitszeitverkürzung!

Berliner  S-Bahn:  Krise  geht  in
die nächste Runde
ein Kommentar von Felix Wolkenfuß

Kein November ohne ordendliche S-Bahnkrise. Doch wer nun denkt, dass die
sich dieses Mal wieder auf kappute Räder zurückführen ließe, der irrt. Das
bleibt  vorraussichtlich  dem Dezember  vorbehalten.  Anstelle  der  üblichen
Mängel tritt jetzt ein ganz neues Übel auf den Plan.

Die angebliche Arbeiterpartei  SPD und die berliner CDU haben in ihren
Koalitionsverhandlungen eine neue Möglichkeit zum Kaputtsparen entdeckt:
Die privatisierung der berliner S-Bahn. Beginnen soll der ganze Spaß mit der
Ringbahn und den Strecken im Südosten der Stadt.  Auf diesen Strecken
fahren  rund ein  viertel  der  berliner  Züge.  Diese  sollen  jetzt  europaweit
ausgeschrieben werden.

Was soll denn das heißen?

Ganz einfach: Für die Kolleg_innen die dort arbeiten heißt dies erstmal, dass
nicht garantiert werden kann, dass sie ihren Job in den nächsten Jahren noch
behalten, oder zu welchen Bedingungen sie dort arbeiten müssen.

https://onesolutionrevolution.de/berliner-s-bahn-krise-geht-in-die-nachste-runde/
https://onesolutionrevolution.de/berliner-s-bahn-krise-geht-in-die-nachste-runde/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/11/sbahnlogo.jpg


Für Fahrgäste bedeutet dies in erster Linie noch höhere Fahrpreise und
schlechterer  Service,  ganz  zu  schweigen  von  noch  schlechterem
Chaosmanagement,  sowie  dem  ausbluten  der  öffentlichen  Kassen  durch
weiteren Subventionszwang.

Wieso machen die das dann?

Dass die CDU scheiße ist, wissen wir alle, und auch bei der SPD hat man nur
noch selten Hoffnung, was den politischen Stil angeht. Was jedoch diesmal
besonders pikant rüberkommt ist, dass sich der SPD-Landesparteitag 2010
noch gegen eine Zerschlagung der S-Bahn ausgesprochen hatte und den
Kolleg_innen  versprach  es  nicht  soweit  kommen zu  lassen.  Ein  weiteres
reformistisches Märchen und ein Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiter_innen
des öffentlichen Nahverkehrs.

Was tun?

Ausgefuchst  wie  wir  nun  mal  sind,  sammeln  wir  bereits  seit  Sommer
zusammen mit anderen Gruppen und den Verkehrsgewerkschaften EVG und
GDL Unterschriften für ein Volksbegehren. Ziel dessen soll die Erhaltung und
Sanierung des Betriebs sein, die nicht auf Kosten des Personals oder der
Fahrgäste gehen darf.

Daher unterstütze auch du das Volksbegehren “Berliner S-Bahn-Tisch” und
sammle Unterschriften.  Noch bis  Mitte Dezember haben wir  Zeit  20.000
Unterschriften zusammenzukriegen und wir  sind mit  bisher gesammelten
16.000 auf einem guten Weg. Also ran da!

Website: http://www.s-bahn-tisch.de/



Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
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Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten
Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher



neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst
liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die
eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche
Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
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Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die
Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.



Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war
mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist
zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen
Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf
uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.
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